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A. Bericht des Abgeordneten Vogt 


1. Allgemeines 

Die Brundeisregiemng hat dem Bundestag den Ent- 
wurf einer Verordnung über den Europäiisdien 
Sozialfonds gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen zur Gründung der Europäiisdien 
Wirts diaftßgemeiinsdiaft und der Europ äisdien Atom - 
gemeinisdiaft zur Kenntniisnahime vorgelegt. Der 
Herr Präisddent des Bundestages hat auf Grund eines 
Beschlusses des Bundestages vom 25. Juni 1959 — 
Drucksache 1187 — im Benehmen mit dem Ältesten- 
rat mit Schreiben vom 6. Oktober 1959 diese Vor- 
lage dem Ausschuß für Arbeit überwiesien. Der Aus- 
schuß hat über den Entwurf in seiner 56. Sitzung am 
22. Oktober 1959 beraten. 

Der Europäische Sozialfonds wird nach Artikel 123 
des Vertrages zur Gründung der Europ äiischen Wirt- 
schaf tsgemeinschaft errichtet, um die Beschäftigungs- 
möglichkeiten der Arbeitskräfte im gemeinschaft- 
lichen Markt zu venbessern und damit zur Hebung 
der Lebenshaltung beizutragen, insbesondere um 
innerhalb der Gerne, inschaft die berufliche Verwend- 
barkeit und die örtliche und berufliche Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte zu fördern. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Sozialfonds 
werden nach Artikel 199 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
jedes Haushaltsjahr im Haushaltsplan der Gemein- 
schaft eingesetzt. Nach dem Aufbningungsischlüssel 
gemäß Artikel 200 des Vertrages sind die Mittel des 
Sozialfonds zu 32 v. H. von der Bundesrepublik auf- 
zubringen. 

Die Verwaltung des Fonds obliegt nach Artikel 124 
des Vertrages der Kommisisiion. Sie wird von einem 
Ausschuß unterstützt, der aus Vertretern der Regie- 


rungen sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände besteht. 

Der Sozialfonds übernimmt nach näherer Maß- 
gabe des Artikels 125 des Vertrages 50 v. H. der 
Kosten, die von einem Mitgliedstaat oder einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts in einem Mitglied- 
staat aufgewandt worden sind, um arbeitslose Ar- 
beitskräfte durch Berufsumschulung oder Umsied- 
lung einer produktiven Wiederbeschäftigung zuzu- 
führen oder um Arbeitnehmern, die infolge von Be- 
triebsumstellungen nicht oder nicht voll beschäftigt 
werden, die Aufrechterhaltung des Lebensstandards 
ZU sichern, bis die Umstellung des Betriebes abge- 
schlossan ist und sie wieder voll beschäftigt werden 
können. 

Die hierfür erforderlichen Durchführungsvorschitif- 
ten erläßt nach Artikel 127 des Vertrages der Rat 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- imd Sozial ausschusses sowie der 
Versammlung. Der Rat kaim dabei insbesondeTe die 
näheren Voraussetzungen für die Gewährung der 
Zuschüssie des Fonds bestimmen und den Kreis der 
Unternehmen einschränken, deren Arbeitnehmern 
Umstellungsibeihilfen unter Beteili'gung des Fonds 
gewährt weiden können. 

Diiese Durchführungsvorschriften enthält der vor- 
liegende Verordnungsentwurf, dessen Erster Teil 
eine Reihe von Grundbegriffen definiert und die 
näheren Voraussetzungen für die Gewähruing von 
Zuschüssen aus dem Sozialfonds festlegt. Der Zweite 
Teil enthält die Verfahrens Vorschriften für die Zu- 
• schuß ge Währung. Der Dritte Teil bestimmt Stellimg 
und Aufgaben des Ausschusses des Europäisdien 
Sozialfonds, der die Kommission nach Artikel 124 
bei der Verwaltung des Fonds zu unterstützeni hat. 
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Decr Aussichuß gelangte zu der einmütigen Auf- 
fasisung, daß djie Bundesregierung den Verordnungs- 
entwurf dem Parlament in der Erwartung zu geleitet 
hat, von ihm Anregunigen für dessen weitere Be- 
handlung zu erhalten. 

Gegen eine Stimme sprach der Ausschuß sich für 
die Vorlage aus und verband damit den Wunsch, 
daß sie auf europäiischer Ebene raschestmögiich ver- 
abschiedet werden möge. Der Tatsache, daß die Bun- 
desrepublik in der derzeitigen Situation den größ- 
ten Anteil der anfallenden Kosten zu tragen haben 
wird, stellte der Ausschuß die Notwendigkeit des 
weiteren engeren Zusammenschlusses der Vertrags- 
partner gegenüber und gab dieser den Vorrang. 

Der Ausschuß sprach den Wunsch aus, daß die 
Bestimmungen der Verordnung wegen der unter- 
schiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Län- 
dern so elastisch wie möglich gehandhabt werden 
möchten. 

II. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu einigen Artikeln des Verordnungsentwurfs gibt 
der Ausschuß Anregungen, die nachfolgend auf ge- 
führt sind: 

Zu Artikel 2 

(Die Definition für „arbeitslose Arbeitskräfte", die 
unter näheren Voraussetzungen als „arbeitsuchend 
Gemeldete" bezeichnet werden, stimmt mit der deut- 
schen Begriffsdefiinition nicht überem. Eine Über- 
prüfung und noch nähere Bestimmung erscheint 
wünschenswert. 

Zu Artikel 3 

Auf Grund der in Deutschland gesammelten Er- 
fahrungen wird angeregt, die Berufsumschulung in 


den einzelnen Betrieben durch die dort vorhandenen 
Fachkräfte vorzunehmen. Auf diese Weise wird das 
angestrebte Ziel — den Arbeitslosen neue Möglich- 
keiten für eine produktive Arbeit zu erschließen — 
in relativ kurzer Zeit erreicht. 

Zu Artikel 4 Nr. 3 

Es empfiehlt sich, den Zeitraum, in welchem die 
Umgeschulten mindestens 6 Monate ihre Besdiäfti- 
gung ausgeübt haben sollen, von 12 auf 18 Monate 
zu erweitern. 

Zu Artikel 5 

Dem Umzuschulenden sollte der Lohn, den er in 
seinem bisherigen Beruf erhalten hat, gewährleistet 
bleiben. Es sollten daher die Kosten, die aus der 
Gewährung des Lohnersatzes bis zur Höhe des zuletzt 
erzielten Lohnes entstehen, jedoch nicht höher als 
der in dem neuen Beruf zu erwartende Lohn unter 
Anrechnung der Kosten gemäß a) 1., mit Zuschüssen 
bedacht werden. 

Zu Artikel 8 Nr. 3 

Um dem Streben nach Überstunden zu begegnen, 
erscheint es zweckmäßig, an Stelle des Begriffs „ Wo- 
chengrundlohn" den Begriff „Arbeitsentgelt aus der 
tariflich geregelten Arbeitszeit" zu setzen. 

Zu den Artikeln 9 bis 15 

Die Anregung eines Ausischußmitgliedes ist es, 
den Komplex der Umstellung nicht in die Verord- 
nung einzubeziehen, da dessen Regelung ausschließ- 
lich lim nationalen Bereich zu erfolgen habe. Diese 
Anregung wird von allen anderen Ausschußmitglie- 
dern, die der Vorlage zustinunen, nicht unterstützt. 


Bonn, den 11. November 1959 

Vogt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnimgsentwurf — Drucksache 1257 — zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 11. November 1959 

Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Vogt 

V orsitzender Berichterstatter 
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A. Bericht des Abgeordneten Vogt 


Die Bundesregienmg hat dem Bimdestag den Ent- 
wurf einer Verordnung über den Europäischen 
Sozialfonds gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgeii zur Gründung der Buropäiischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft zur Kenntnisnahme vorgelegt. Der 
Herr Präsiident des Bundestages hait auf Grund eines 
Beschlusses des Btmdestages vom 25. Juni 1959 — 
Drucksache 1187 — im Benehmen mit dem Ältesten- 
rat mit Schreiben vom 6. Oktober 1959 diese Vor- 
lage dem Ausischuß für Arbeit überwiesen. Der Aus- 
schuß hat über den Entwurf dn ßieiner 56. Sitzung am 
22, Oktober 1959 beraten. 

Der Europäische Sozialfonds wird nach Artikel 123 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft errichtet, um die Beschäftigungs- 
möglichkeiten der Arbeitskräfte im gemeinschaft- 
lichen Markt zu verbesstem und damit zur Hebung 
der Lebenshaltung beizu tragen, insbesondere um 
innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Veirwend- 
barkeiit und die örtLiche und berufliche Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte zu fördern. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Sozialfonds 
werden nach Artikel 199 des Vertrages zur Grün- 
dimg der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
jedes Haushaltsjahr im Haushaltsplan der Gemein- 
schaft eingesetzt. Nach dem Aufbringungstschlüsisel 
gemäß Artikel 200 des Vertrages sind die Mittel des 
Sozialfonds zu 32 v. H. von der Bundesrepublik auf- 
zubringen. 

Die Verwaltung des Fonds obliegt nach Artikel 124 
des Vertrages der Kommisisiion. Sie wird von einem 


Ausschuß unterstützt, der aus Vertretern der Regie- 
rungen sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände besteht. 

Der Sozialfonds übernimmt nach näherer Maß- 
gabe des Artikels 125 des Vertrages 50 v. H. der 
Kosten, die von efinem Mitgliedstaat oder einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts in einem Mitglied- 
staat aufgewandt worden sind, um arbeitslose Ar- 
beitskräfte durch Berufsumschulung oder Umsied- 
lung einer produktiven Wiiederbeschäftigung zuzu- 
führen oder um Arbeitnehmern, die infolge von Be- 
triebsumstellungen nicht oder nicht voll beschäftigt 
werden, die Aufrechterhaltung des Lebensstandards 
zu sichern, bis die Umstellung des Betriebes abge- 
schlossen ißt und sie wteder voll beschäfti'gt werden 
können. 

Die hierfür erforderlichen Durchführungsvorschrdf- 
ten erläßt nach Artikel 127 des Vertrages der Rat 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie der 
Versammlung. Der Rat kann dabei insbesondere die 
näheren Voraussetzungen für die Gewährung der 
ZuiSchüBse deis Fonds bestimmen und den Kreis der 
Unternehmen einsdiränken, deren Arbeitnehmern 
Umstellungsbedhilfen unter Beteiligung des Fonds 
gewährt werden können. 

Diese Durchführungsvorschriften enthält der vor- 
liegende Verordnungsentwurf, dessen Erster Teil 
eine Reihe von Grundbegriffen definiert und die 
näheren Voraussetzungen für die Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Sozialfonds festlegt. Der Zweite 
Teil enthält die Verfahrens Vorschriften für die Zu- 
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Schußgewährung. Der Dritte Teil bestimmt Stellung 
und Aufgaben des Aussdiusises des Europäiisdien 
Soziiialfooids., der die Kommdission nach Artikel 124 
bei der Verwaltung des Fonds zu untensfützeaii hat. 

Der Ausschuß geLangte zu der einmütigen Auf- 
fassung, daß die Bundesregierung den Verordnungs- 
entwurf dem Parlament in der Erwartung zugeleitet 
hat, von ihm Anregunigen für dessen weitere Be- 
handlung zu erhalten. 

Gegen eine Stimme sprach der Ausschuß sich für 
die Vorlage aus und verband damit den Wunsch, 
daß sie auf europäiisdier Ebene raschestmögiich vex- 
abschiiedet werden möge. Der Tatsache, daß die Bun- 
desrepublik in der derzeitigen Situation den größ- 
ten Anteil der anfallenden Kosten zu tragen haben 
wird, stellte der Ausschuß die Notwendigkeit des 


weiteren engeren Zusammenschlusses der Vertrags- 
partner gegenüber und gab dieser den Vorrang. 

Der Ausschuß sprach den Wunsch aus, daß die 
Bestimmungen der Verordnung wegen der unter- 
schiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen bän- 
dern so elastisch wie möglich gehandhabt werden 
möchten. 

Zu einigen Artikeln des Verordnungsentwurfs 
gibt der Ausschuß Anregungen, die in dem Aus- 
schußantrag ihren Niederschlag finden. Die Anre- 
gung eines Ausschußmitgliedes, den Komplex der 
Umstellung nicht in die Verordnung einzubeziehen, 
da dessen Regelung ausschließlich im nationalen 
Bereich zu erfolgen habe, wird von allen anderen 
Ausschußmitgliedern, die der Vorlage zustinunen, 
nicht unterstützt. 


Bonn, den 11. November 1959 


Vogt 

Berichterstatter 


B. Antrag des 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vefordnungsentwurf — Drucksache 1257 — 
zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, ihren Vertretern 
im Rat von folgenden Anregungen des Bundes- 
tages Kenntnis zu geben: 

a) ZuArtikel2 

Die Definition für „arbeitslose Arbeitskräfte", 
die unter näheren Voraussetzungen als 
„arbeitsuchend Gemeldete" bezeichnet wer- 
den, stimmt mit der deutschen Begriffsdefi- 
nition nicht überein. Eine Überprüfung und 
noch nähere Bestimmimg erscheint wün- 
schenswert. 

b) Zu Artikel 3 

Auf Grund der in Deutschland gesammelten 
Erfahrungen wird angeregt, die Berufsum- 
schulung in den einzelnen Betrieben durch 
die dort vorhandenen Fachkräfte vorzuneh- 
men. Auf diese Weise würde das angestrebte 
Ziel — den Arbeitslosen neue Möglichkeiten 


Ausschusses 

für eine produktive Arbeit zu erschließen — 
in relativ kurzer Zeit erreicht werden. 

c) Zu Artikel 4 Nr. 3 

Es empfiehlt sich, den Zeitraum, in welchem 
die' Umgeschulten mindestens 6 Monate ihre 
Beschäftigung ausgeübt haben sollen, von 
12 auf 18 Monate* zu erweitern. 

d) Zu Artikel 5 

Dem Umzuschulenden, sollte der Lohn, den er 
in seinem bisherigen Beruf erhalten hat, ge- 
währleistet bleiben. Es sollten daher die 
Kosten, die aus der Gewährung des Lohn- 
ersatzes bis zur Höhe des zuletzt erzielten 
Lohnes entstehen, jedoch nicht höher als der 
in dem neuen Beruf zu erwartende Lohn un- 
ter Anrechnung der Kosten gemäß a) 1., mit 
Zuschüssen bedadit werden. 

e) Zu Artikel 8 Nr. 3 

Um dem Streben nach Überstunden zu be- 
gegnen, erscheint es zweckmäßig, an Stelld 
des Begriffs „Wochengrundlohn" den Begriff 
„Arbeitsentgelt aus der tariflich geregelten 
Arbeitszeit" zu setzen. 


Bonn, den 11. November 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 
Scheppmann Vogt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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